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Pur das Nachschlagewerk! * t
Pur die amtliche Sammlung! 1/1.

L  Gesetz? Art 1 § 1 RBeratG; § 823 Ahs £ BGB
Rechtssatzs Die Vorschrift des Art 1 § 1 RBeratG ist Schutz­

gesetz im Sinne des § 823 Ahs 2 BGB,

2o Gesetz; Art 1 '§ 7 RBeratG
Rechtssatz % Art 1 § 7 RBeratG setzt nicht voraus, daß die 

auf 'berufsständischer oder ähnlicher Grundlage 
gebildeten Vereinigungen oder Stellen ihren Mit­
gliedern Rat und Hilfe in Rechtsangelegenheiten 
schlechthin "unentgeltlich" gewähren müssen. Es 
bleibt ihnen vielmehr gestattet, die tatsächlich 
entstandenen Auslagen und Aufwendungen von den 
Mitgliedern ersetzt zu verlangen. Diese berufs­
ständischen Vereinigungen oder Stellen überschrei­
ten jedoch die Grenzen des ihnen in Art 1 § 7 aaO 
eingeräumten Tätigkeitsbereichs, wenn sie Rechts- 

■ hilfe auf der Grundlage eines Gebührensystems ge­
währen, das nur für Rechtsanwälte und in gewis­
sem Umfange auch für Rechtsbeistände vorgesehen 
ist o
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Verkündet
am 50o November 1954 
G-runau? Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof, Dr

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 12, November 1954 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Dr. h,e. Wilde, Dr. Birnbach? Dr. Bock?
Dr, Christoph und Dr. Weiss

für Recht erkannt:

Die Urteile des 5. Zivilsenats des Hanseatischen 
Oberlandesgerichts zu Hamburg vom 20, Mai 1955 und 
der 8. Zivilkammer des Landgerichts in Hamburg vom 
14. November 1952 werden aufgehoben,

v' 1, Der Beklagte zu 3 wird bei Vermeidung der Festsetzung 
von Geldstrafen in unbegrenzter Höhe für ^eden Fall

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des H Anwaltsvereins e.V. , Hl
platz H? vertreten durch seinen Vorstand?

Klägers und Revisions
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Tatbestand;

Der Kläger ist ein im Jahre 1946 in das Vereinsregister 
beim Amtsgericht HflHHI eingetragener Verein,, Gemäß § 1 
seiner Satzung verfolgt er den Zweck, die beruflichen und 
wirtschaftlichen Belange der UfHBHHHI Anwaltschaft zu wah­
ren, zu pflegen und zu fördern»

Der "Beklagte zu 3} ist im Jahre 1890 als rechtsfähiger 
Verein gegründet» Br hat sich nach § 2 seiner Satzung zur 
Aufgabe gestellt, "die Miete- und Wohnungsverhältnisse" der 
H f l H H H H H H I  Bevölkerung zu fördern, namentlich alle be­
rechtigten Interessen seiner Mitglieder zu wahren» Dieses 
Ziel soll satzungsgemäß nach § 2 d und e unter anderem er­
reicht werden durch Gewährung von kostenlosen mündlichen, 
sowie von kostenpflichtigen schriftlichen Auskünften in Miet- 
und Wohnungsfragen an die Vereinsrnitglieder und durch ihre 
gebührenpflichtige Vertretung vor Behörden, Amts- und Ver­
waltungsgerichten, wobei dem Verein die für 'Rechtsbeistände 
geltenden Gebühren von den Mitgliedern zu erstatten sind»

Die Beklagten zu 1) und 2) sind die sogenannten Syndici 
des Beklagten zu 3), denen nach § 8 Abs 6 der Satzung das 
Recht zusteht, die Vereinsmitglieder vor Gericht oder Behör­
den zu vertreten» Sie haben dafür bis zum 1» Oktober 1952 
Ersatz der ihnen entstandenen Unkosten und 80 c/<> der nach 
Abzug der Auslagen verbleibenden Gebühren, welche von den 
Mitgliedern bezahlt werden-, erhalten» Welche Vergütung sie 
nach dem 1» Oktober 1952 bekommen, ist zwischen den Parteien 
streitig» .

Der Kläger vertritt die Auffassung, daß die Beklagten 
zu 1) und 2) gegen das Gesetz zur Verhütung vön Mißbräuchen
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auf dem Gebiet der Rechtsberatung sowie gegen § 1 UnlWG 
verstiessen, und daß der Beklagte zu 3) ihnen diese rechts­
widrige Tätigkeit ermögliche und sie darin unterstütze. Die 
völlig selbständige Tätigkeit der Beklagten zu 1) und 2) 
sei bei dem Umfang, in dem sie ausgeübt werde, nicht nur 
geschäftsmässig, sondern auch gewerbsmässig. Sie werde nur 
als eine nach § 7 Satz 1 RBeratG erlaubte Rechtsberatung 
getarnt und stelle in Wahrheit eine Umgehung der Vorschrif­
ten des Gesetzes dar. Den Mitgliedern des-Klägers sei durch 
die von der Beklagten zu '3) gebilligte Tätigkeit der Beklag-, 
ten zu 1) und '2) ein Schaden entstanden, und es drohe der 
Eintritt’ weiteren Schadens,-‘weil der Anwaltschaft durch die 
gerügte Handlungsweise Mafcdate -entzogen‘würden.^ In dem Ver­
halten aller Beklagten 'liege'gleichzeitig ein gegen die gu­
ten Sitten verstossender Wettbewerb gegenüber den Mitglie­
dern des Klägers. . .

I

Der Kläger hat beantragt, die Beklagten zu 1) und 2) 
zu verurteilen,;es zu unterlassen, die Mitglieder des Be-. ■ 
klagten zu 3) laufend mit.-oder ohne Entgelt zu beraten und | 
vor Gericht zu vertreten, sowie den Beklagten zu 3) zu ver­
urteilen, es zu unterlassen, den Beklagten zu 1) und 2) das ; 
Recht der unentgeltlichen oder entgeltlichen Beratung und 
Vertretung vor-den Gerichten zu geben. s:- /

Die Beklagten haben um Klageabweisung gebeten. Sie ha-; 
ben das Reehtsschutzinteresse.dss Klägers bestritten. Von; 
einer selbständigen geschäfts- oder gewerbsmässigen Rechts-; 
beratung durch die Beklagten zu 1) und 2) könne, so führen 
sie aus, keine Rede sein. Auch falle ihnen ein wettbewerbs­
widriges Verhalten nicht zur Bast, i • ;:

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. In der Be- zur



rufungsinstanz hat der Klager noch die Hilfsanträge gemäß 
seinem Schriftsatz vom 7» November 1952 gestellt, nach 
denen dem Beklagten zu 5) die gewerbliche Rechtsbesorgung, 
insbesondere gegen Berechnung von Prozeßagenten- oder ähn­
lichen Gebühren untersagt werden soll, während gegenüber den 
Beklagten zu 1) und 2) ein Verbot begehrt wird, an einer 
solchen Rechtsbesorgung des Beklagten zu 3) mitzuwirken.,
Das Berufungsgericht hat die Berufung in vollem Umfange 
zurückgewiesen» Mit der Revision verfolgt der Kläger seine 
Klaganträge weiter, wobei er die Hilfsanträge nunmehr als 
Hauptanträge gestellt hat» Die Beklagten bitten um Zurück­
weisung des Rechtsmittels»

«t*
'ihtsoheidm ■.gsgründe? s

I»- Der Kläger hat in seiner Revisionsbegründungsschrift 
die Klaganträge (Haupt- und Hilfsanträge) in der Reihen­
folge gestellt, in der sie von ihm in der Berufungsinstanz 
vergetragen wären» ln der mündlichen Verhandlung hat er 
diese Anträge umgestellt.» Eine solche Änderung der Revi­
sionsanträge ist zulässig» Nach § 559 Abs 3 ZBO mußdie 
schriftliche Revisionsbegründung zwar die Revisionsanträ­
ge enthalten, aber nach Abs 6 aaO ist nach Ablauf der Re- 
visicnsbegrÜndungsfrist nur die Geltendmachung neuer Revi­
sionsgründe nicht mehr zulässig» In der mündlichen Verhand­
lung kennen daher die Anträge noch geändert und sogar er­
weitert werden, soweit sich die Erweiterung in dem Bereich 
des Anspruchs hält, die den Gegenstand der RevisiöiisbegrÜn- 
dung bildet (3GHZ 12, 52 /6ö7), Gegen eine'bloße"Umstellung 
der Anträge in der mündlichen Verhandlung bestehen hier­
nach, keine BedenkehAotKU yAD;::.;':,.Y



IIo Das Berufungsgericht hat den Vortrag des Klägers in 
seinem Schriftsatz vom 4h -Mai'1953* wonach die Beklagte 
3) durch den Beklagten zu 2) auch licht mit gl jeder b.erat 
und vertreten habe, nicht zugelassen., Es hat den Stan 
Vertreterin häß die Berücksichtigung diesef Vorgänge die

ö verzögert haben, würde,, da .si 
erst zwei Tage vor der mündlichen Verhandlung mitgeteilt 
worden, seien und eine Vertagung notwendig gemacht hätten. 
Tatsächlich lägen, so erklärt das Berufungsgericht, die be 
haupteten Vorgänge bereits im Herbst 1.932, sodaß sie ge 
§ 519 Abs 2.:ZPÖ- sdhöh';in der' BerufungsBegründung hatten 
geteilt werden müssen.. Die Revision beanstandet, daß das 
Berufungsgericht.insoweit nicht das richterliche Fragerec 
(§ 139 ZPO) ausgeübt habe. Der Kläger würde bei Befragen 
vorgetragen haben, daß er erst einige Tage vor Einreichung 
des Schriftsatzes von den Vorgängen im Jahre 1952 Kenntnis 
erhalten habe. Die Rüge ist nicht gerechtfertigt. In dem 
genannten Schriftsatz hatte der Kläger nur erklärt, daß 
die beanstandeten Vorgänge bekannt geworden seien. Die Be 
hauptung, daß er diese Kenntnis erst kurz vor Einreichung 
des Schriftsatzes erlangt habe, war aus seinem Vortrage 
nicht zu ersehen. Es war jedoch für den Kläger unschwer 
erkennbar, daß ein nur zwei Tage vor dem letzten Verhand­
lungstermin neu vorgetragener Sachverhalt schon mit Rück­
sicht auf die Vorschrift des § 519 Abs 3 Ziff 2 ZPO i.V. 
mit § 529 Abs 2 ZPO nicht ohne weiteres werde Berücksichti 
gung finden können. Für das Berufungsgericht bestand keine 
Veranlassung, auf diese gesetzlichen Bestimmungen besonders 
hinzuweisen und sich durch Befragen des Klägers' davon zu 
unterrichten, ob er etwa erst zur Zeit der Einreichung sei 
nes Schriftsatzes von den Vorfällen erfahren habe. Es durf 
te vielmehr damit rechnen, daß der Kläger die Bedeutung



einer dahingehenden Behauptung erkennen und von sich aus 
die insoweit erheblichen Umstände unter Beweisantritt vor­
tragen würde, .

III, .1) Der Kläger-hat - die von ihm erhobenen Unt erlas sung s - 
ansprüche in-erster Linie, auf .§ 823 Abs -2 BGB in Verbindung 
mit Art 1 § 1 RBeratG gestützt„ Da das letztgenannte Gesetz, 
wie das Berufungsgericht im‘ Anschluß an Jonas DJ 1935?. 817 
ohne Rechtsirrtum ausgeführt hat, den Staatsbürger vor Ge­
fahren schützen soll, die sich aus der Inanspruchnahme 
sachunkundiger und unzuverlässiger Personen ergeben und 
andererseits auch dem Anwaltsstand Schutz gegen den Wettbe- • 
werb solcher die Rechtsberatung ausübenden Personen gewäh­
ren will, die keinen ßtandesrechtlichen, gebührenrechtli­
chen und ähnlichen im Interesse der Rechtspflege gesetzten 
Schranken unterliegen, kann sein Charakter als Schutzgesetz 
nicht bezweifelt werden.

Das Rechtsschutzinteresse des klagenden Vereins, die­
sen Anspruch im ordentlichen Rechtswege geltend zu machen, 
ist von dem Berufungsgericht gleichfalls mit zutreffender 
Begründung bejaht worden. Gemäß § 16 Abs 1 und 2 der Ersten 
Ausführungsverordnung zum RBeratG vom 13, Dezember 1935 
(RGBl I, 1481) in Verbindung mit Art 1 § 7 RBeratG ist zwar 
der Landgerichts- (Amtsgerichts-) Präsident berechtigt und 
verpflichtet, einer Vereinigung, die ihren Mitgliedern Rat 
und.Hilfe in Rechtsangelegenheiten gewähren darf, die 
Rechtsbesorgung zu untersagen, wenn die Rechtsform der Ver­
einigung zur Umgehung des Erlaubniszwangs mißbraucht wird. 
Wenngleich durch eine solche Untersagung das von dem Kläger 
verfolgte Ziel bei Vorliegen der Voraussetzungen erreicht 
werden könnte, entfällt dadurch das Interesse des Klägers 
an der Durchsetzung seiner Ansprüche im Wege eines bürgerli­
chen Rechtsstreits nicht. Der Kläger hat. vielmehr, wie das
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Berufungsgericht richtig ausführt, auch ein eigenes privat- 
rechtliches Interesse an einer Nachprüfung durch das Gericht 
ob die wirtschaftlichen und beruflichen Belange seiner Mit­
glieder dadurch verletzt werden, daß eine Vereinigung im 
Sinne des Art 1 § 7 RBertaG die .ihr durch das Gesetz gezo­
genen Grenzen überschreitet„ Die zur Entscheidung stehende 
Klage wird durch dieses Interesse gerechtfertigt.,

Auch die Annahme des Berufungsgerichts, daß der Kläger 
die Rechte seiner Mitglieder geltend machen könne, seine 
Akt ivlegit filiation also zu bejahen sei, ist rechtlich nicht 
zu beanstanden. Indem die Mitglieder des Klägers der Satzung 
durch ihren Beitritt zugestimmt haben, haben sie den Kläger 
ermächtigt, ihre beruflichen und wirtschaftlichen Belange 
auch vor Gericht zu vertreten. Denn nach § 1 der Satzung 
verfolgt der Kläger gerade den Zweck, die beruflichen und 
wirtschaftlichen Interessen der Hamburger Anwaltschaft zu 
wahren, zu pflegen und zu fördern. Da andererseits auch ein 
eigenes, rechtsschutzwürdiges Interesse des Klägers an der 
Geltendmachung der fremden Rechte schon mit Rücksicht auf 
di'äsen Vereinszweck zu bejahen ist (RGZ 91? 390 /39§7) ? lie­
gen die Voraussetzungen einer sog, gewillkürten Prozeßstahd- 
schaft vor (OLG Hamburg AnwaltsBl 1950/51 Seite 100 /Toi, 
1027):

2) Der für die geschäftsmäßige Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten grundsätzlich vorgesehene Erlaubnis­
zwang durch die zuständige Behörde (Art 1 § 1 RBeratG) be­
steht gemäß Art 1 § 7 aaO insoweit nicht, als die auf be­
ruf sständischer oder ähnlicher Grundlage gebildeten Vereini­
gungen oder Stellen im Rahmen ihres Aufgabenbereichs ihren 
Mitgliedern Rat und Hilfe in Rechtsangeiegenheiten gewähren. 
Las Berufungsgericht hat festgestellt, daß der Beklagte zu 3
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eine solche Vereinigung im Sinne des Art 1 § 7 RBeraiG ist! 
Hinsichtlich der .'Beklagten zu. '1 und 2 hat es weiterhin die 
Feststellung getroffen, daß sich der Beklagte zu 3) ihrer 
zur Erledigung der ihr nach der Satzung zugewiesenen Aufga­
ben als Syndici bediene, Diese tatsächlichen Feststellungen 
werden von der Revision nicht angegriffen»

Die Revision hält jedoch die Annahme des Berufungs­
gerichts, daß sich’die Tätigkeit der Beklagten im Rahmen 
des satzungsgemäßen Aufgabenkreises der Beklagten zu 3) 
halte, für eine Verkennung der Bedeutung des Art 1 § 7 
RBeratG» Den Organisationen im Sinne dieser Vorschrift stehe, 
so führt die Revision aus, nicht das Recht zu, für ihre 
rechtsbetreuende Tätigkeit von ihren Mitgliedern Gebühren 
zu erheben» Es sei daher auch den Beklagten zu 1 und 2) ver­
wehrt, für ihre Tätigkeit ein Entgelt zu empfangen»

Dieses Vorbringen der Revision geht fehl, soweit darin 
der Standpunkt vertreten wird, der Beklagte zu 3) dürfe für 
die von ihm geleistete Rechtshilfe keinerlei "Entgelt", und 
zwar nicht einmal Erstattung der von ihm tatsächlich ge­
machten Aufwendungen verlangen» ' .

Der Anspruch der Vereinsmitglieder auf Rechtsbetreu­
ung fließt aus ihrem Mitgliedsehaftsrecht» Die dem Verein 
durch die Erfüllung dieses Anspruches entstehenden Unkosten 
müssen naturgemäß irgendwie aufgebracht werden, sei es 
durch Beltragsleistungen aller Mitglieder, sei es durch be­
sondere Zahlungen derjenigen Mitglieder, die die Prozeßhil­
fe des Vereins in Anspruch nehmen» Die Entscheidung hierbei 
ist eine innere Angelegenheit des Vereins, die er an und 
für sich nach seinem Gutdünken regeln kann» Die Drage, ob 
er dabei die ihm durch Art 1 § 7 aaO gezogenen Schranken



überschreitet, fällt mit der Präge', ob er die Rechtshilfe 
nur "unentgeltlich” oder auch "entgeltlich" leisten darf, 
nicht unbedingt zusammen»: Denn auch die blosse Einforde­
rung seiner tatsächlichen Unkosten, also die Gewährung der 
Prozeßhilfe ohne "Entgelt" im strengen Wortsinn, kann, wie 
noch darzuregen s;elp;::wird, in gewissen Fällen unzulässig ; 
sein; z.,B. wenn er den Personen, die für ihn ’die Prozeßhilfe 
durchführen, ein Leistungsentgelt nach Maßgabe der Gebühren­
ordnung für Rechtsanwälte oder für Rechtsbeistände- gewährt 
und dieses sich- als tatsächliche Unkosten von den Mitglie­
dern erstatten läßt» Der Kläger versteht allerdings in Über­
einstimmung mit dem. Schrifttum und der Rechtsprechung unter 
"Entgelt" im Sinne des.Art 1 § 7 aäö jede geldliche Leistung 
des Vereinsmitgliedesauch-soweit es sich nur um Aufwen­
dungsersatz und.nicht um echte Entgelte handelt» Seiner Auf­
fassung, dafiüdie von-dem Verein zu leistende Prozeßhilfe in 
diesem Sinne "unentgeltlich" sein müsse, kann jedoch nicht 
gefolgt werden»

Entgegen der Ansicht der Revision gibt der Wortlaut 
des Art 1 § 7 des RBeratG nach den zutreffenden Ausführun­
gen des Berufungsgerichts keinen Hinweis darauf, .daß diese 
Ausnahmevorschrift nur bei einer "unentgeltlichen" Rechtsbe­
sorgung Geltung haben solle» Wenn Art 1 § 7 RBeratG den in 
Rede stehenden Vereinigungen das Recht zubilligt, im Rahmen 
ihres Aufgabenkreises den' Mitgliedern Rat und Hilfe in Rechts 
angelegenheiten zu "gewähren", so läßt sich aus dem Wort 
"gewähren" kein-Rückschluß darauf ziehen, daß etwa nur eine 
unentgeltliche Tätigkeit von dem Gesetzgeber habe gestat- 
tet werden sollen» Rein begrifflich gibt dieses Wort jeden­
falls, wie das Berufungsgericht"zu Recht betont, keinerlei 
Aufschluß darüber, ob eine Leistung entgeltlich oder unent­
geltlich erfolgen soll» Ohne Rechtsirrtum hat das Berufungs- 
gericht aber auch angenommen, daß eine Gegenüberstellung



des Art 1 § '?! ü M  Set: I M  ■ 4' ;aaO 'nicht den Schluß zulasse,
die Gewährung von Rat und Hilfe dürfe nur unentgeltlich er­
folgen» her Wortlaut der beiden Vorschriften unterscheidet 
sich zwar insoweit' voneinander,' als!Art..1. § .1 EBeratG die Glu 
geschäftsmäßige Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten 
von■ einer:..'Erlaubnis abhängig macht*--während Art 1 § 7 aaO 
die Gewährung' von,; Rät ' und Hilfe seitens' der berufsständi­
schen Vereinigungen ohne .besondere : ErlaubnisGfür.' statthaft 
erklärt» has bedeutet aber keinen sachlichen Unterschied»
Denn.. § 1 aaO. hebt ausdrücklich hervor, daß die Erlaubnis so­
wohl für eine 'entgeltliche wie auch-für eine unentgeltliche 
Tätigkeit erforderlich ist» Es -ist daher dem Berufungsge­
richt beizupflichteny daß dieser Hinweis auf die Unterschieds- 
lose h Behandlung der entgeltlichen und unentgeltlichen Tä­
tigkeit überflüssig'und unverständlich wäre» wenn in § 1  aaO 
unter "Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten" nur die ent­
geltliche Tätigkeit hatte verstanden werden sollen.

Bei der Auslegung des Art 1 § 7 EBeratG darf auch nicht 
übersehen werden, daß er nicht die einzige Ausnahme eines 
Erlaubniszwanges darstellt. Es sind vielmehr in den §§ 5 
und 6 aaO zahlreiche andere Tatbestände aufgeführt, bei 
denen gleichfalls eine besondere Erlaubnis durch das Gesetz 
nicht gefordert wird. Da keine Anhaltspunkte dafür vorlie- 
genGGdaß die Befreiung für den insoweit in Betracht kommen­
den Personenkreis etwa nur unter der Voraussetzung einer 
schlechthin unentgeltlichen' Tätigkeit erfolgt ist, ist auch 
kein..zwingender Grund einzusehen, weswegen etwas anderes 
für die in Art 1 § 7 RBeratG genannten Vereinigungen gelten 
sollte» Die Ansicht der Revision, daß sich insoweit ein 
ausdrückliches Verbot einer entgeltlichen Erteilung von 
Rechtsrat und Rechtshilfe in Anbetracht des § 21 BGB erüb-



rigt habe, da bei einer entgeltlichen Tätigkeit ein wirt- ^  
schaftlicher Geschäftsbetrieb vorliegen würde (Brangsch,
NJW aaO), ist unzutreffend« Nur dann, wenn die wirtschaft­
liche Betätigung eines Vereins Selbstzweck wird, ist auch 
der Vereinszweck ein wirtschaftlicher« Ein sog. Idealver­
ein wird jedoch noch nicht dadurch zu einem wirtschaftli­
chen, daß nebenbei im Rahmen des Vereinszwecks gewisse wirt-, 
schaftliche Veranstaltungen stattfinden (RGRKom § 21 Anm 4 
BGB)» Entscheidend ist jeweils allein, daß der Hauptzweck 
des Vereins nicht auf die Erlangung wirtschaftlicher'Vor­
teile gerichtet, der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb viel­
mehr nur Mittel eines andern Vereinszwecks ist (RGZ 133, 170 
/176, 177/; 154, 344 /354/). Die Revision übersieht auch, 
daß Art 1 § 7 aaO überhaupt nicht die Rechtsform eines Ver­
eins fordert, sondern schlechthin von auf berufsständischer 
oder.ähnlicher Grundlage gebildeten Vereinigungen spricht«
Auch ein nicht rechtsfähiger Verein (§ 54 BGB) ebenso wie 
eine bürgerlichrechtliche Gesellschaft würde demnach die Be­
fugnis haben, im Rahmen des Art 1 § 7 aaO seine Mitglieder 
zu betreuen (Petersen in ’’Büro" 1953 S 512 /Fl4/) .

Die von der Revision herangezogene Regierungsbegründung 
zu § 2 der Verordnung über die Vertretung vor den Ausgleichs­
behörden und Reststellungsbehörden vom 24«8«1953 (BGBl I 
1056; Bundesdrucksache Nr 333/53) kann bereits deswegen für 
die Auslegung der hier in Drage stehenden Vorschriften nicht 
maßgebend sein, weil sie zu einem anderen Gesetz gegeben 
ist, das fast zwei Jahrzehnte später und unter ganz anderen 
politischen Verhältnissen ergangen ist»

Trotzdem kann den Angriffen der Revision, soweit sie 
sich gegen die satzungsmässige Bemessung dieses Entgelts 
richten, der Erfolg nicht versagt werden» Es ist der Revi-
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sion vielmehr zuzugeben, daß die Gewährung eines Anspruches 
auf Erstattung der. für Rechtsbeistände gültigen Gebühren ~
(§ 2 e der Satzung) mit der Vorschrift des Art 1 § 7 aaO 
nicht vereinbar und daher unzulässig ist,

Art 1 § 7 aaO beruht auf der Erwägung, daß Rechtsbe­
treuungseinrichtungen grundsätzlich nach andern Maßstäben 
zu beurteilen sind als .solche Tätigkeiten, die auf einen 
Verdienst bei der Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten 
abgestellt sind (Jonas Art 1 § 7 EBeratG Ann 1 ) Nur in den 
Bällenj ,in deren .■ein Verband in Erfüllung und im Rahmen sei­
ner .berufsständischen Aufgaben Rat und Hilfe .gewährt, soll 
er demnach von dem Erlaubniszwang ausgenommen werden. Seine 
.Tätigkeit muß sich jedoch streng auf diesen Aufgabenkreis 
beschränkeni sie wird unzulässig, wenn ein solcher Verband 
über den ihm gesteckten. Rahmen hinaus, etwa durch die Art, 
wie die ihm seitens seiner Mitglieder zu gewährende Gegen­
leistung geregelt ist, an einem wirtschaftlichen Erwerbsstre­
ben teilnimmt;/ das das Gesetz auf dem Gebiete der Rechtste- ■ 
ratung nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen zuläßt

Nicht nur natürliche Personen, sondern auch juristische 
Personen und sonstige Vereinigungen, die fremde Rechtsange­
legenheiten besorgen, sind in Art 1 § 1 aaO dem Erlaubnis­
zwang unterstellt. Dabei hat der Gesetzgeber für die in Form 
von juristischen Personen, insbesondere Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung) oder ähnlichen Personenvereinigungen , 
auftretenden Rechtspersönlichkeiten besondere Schutzmaßnah­
men für erforderlich gehalten. Er hat die Erteilung der Er­
laubnis insoweit nicht nur davon abhängig gemacht, .daß die 
Umstände des Einzelfalles die begehrte Rechtsform der Be­
trieb sführung rechtfertigen (§10 der 1, AusführungsVO vom 
13. Dezember 1935 /RGBl I,



daß die Berufsausübung. in diesen Pallen nur durch die in d 
Erlaubnis namentlich bezeichneten Personen erfolgen darf 
(§ 3 aaO). Ebenso wie Einzelpersonen unterstehen diese Ver­
einigungen weiterhin der Aufsicht des Landgerichtspräsiden­
ten und müssen sich der Kontrolle einer ordnungsmäßigen Ge­
schäftsführung unterziehen (§2 und § 3 der 2. AusführungsVO 
vom 3» April 1936 /RGBl I, 359/). Der in diesen Vorschriften 
zum Ausdruck gebrachte Wille des Gesetzes, die Allgemeinheit
vor Schäden zu bewahren und die weitgehenden Bindungen un-.
terliegende Anwaltschaft nicht einer unübersehbaren Konkur­
renz von Personen auszuliefern, die solchen Bindungen nicht 
unterliegen, darf nicht umgangen und zunichte gemacht werde 
Er gebietet eine dieser Zielsetzung des Gesetzes entsprechen 
de Auslegung des Art 1 § 7 RBeratG, ' Der Sinn und Zweck die- 
ses Gesetzes würde aber in sein Gegenteil verkehrt, wenn d 
auf berufsständischer'Grundlage gebildeten Vereinigungen ge 
stattet würde, eine Tätigkeit auszuüben, die sich in ihrer 
grundsätzlichen Handhabung von derjenigen des in Art 1 § 1 
aaO dem Erlaubniszwang unterstellten Personenkreise nicht 
mehr unterscheidet. Gleicht sich daher eine auf berufsstän­
discher oder ähnlicher Grundlage gebildete Vereinigung in 
der Art der Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten der Tä­
tigkeit einer nach Art 1 § 1 aaO konzessionspflichtigen 
Einzelperson oder Vereinigung derart an,, daß im. praktischen 
Ergebnis das Vereinsraitglied der Vereinigung gegenüber nie 
wesentlich anders dasteht wie gegenüber einer-unter § 1 aa 
fallenden Person, so kann sie sich für die Zulässigkeit i 
rer Handlungsweise nicht mehr auf Art 1 § 7 aaO berufen,
-Ein solcher Pall ist insbesondere dann gegeben, wenn die 
berufsständische Vereinigung von dem betreuten Mitglied 
sich ein Entgelt zahlen läßt, das auf der Grundlage des 
Rechtsanwälte und Rechtsbeistände ausgebildeten Gebühren



systems "berechnet wird» Diese Art der- -Bemessung des Lei­
stungsentgelts ist nur den Rechtsanwälten und in gewissem 
Umfange (AV y,„ 16»September 1938 /DJ 1938 S 15.13/und vom 
16» Januar 1941'/DJ 1942 S 132/) den Rechtsheiständeri Vor­
behalten: Sie rechtfertigt sich aus der Erwägung, daß dem 
für die Rechtspflege notwendigen Berufsstand eine angemes­
sene Belohnung für seine Leistung und damit eine würdige 
Lehensstellung gesichert werden soll (Motive der GO für 
Rechtsanwälte = Drucksache des Reichstages 4„Leg.Per,II 
2. Session 1879'Hr 6). Dieser Gesichtspunkt kommt aber für 
eine nach Art 1 § 7 aöO gebildete Vereinigung nicht in Be­
tracht» Zwar kann es einer solchen Vereinigung nicht unter­
sagt werden, diejenigen Auslagen und Aufwendungen ersetzt 
zu verlangen, die ihr in Verfolg der rechtlichen Betreuung 
ihrer Mitglieder entstanden sind. Sie muß daher auch be­
rechtigt bleiben, die von ihr an ihre Angestellten tatsäch­
lich gezahlten Gehälter oder die einem Beauftragten gewähr­
ten Entschädigungen ,oder sonstige allgemeine Bürounkosten 
ihren Mitgliedern - sei es allen, sei es nur den die Rechts­
betreuung in Anspruch nehmenden - nach einem ihr freige- . 
stellten Verteilungsschlüssel in Rechnung zu stellen, ohne 
daß dabei eine kleinliche Betrachtungsweise Platz zu grei­
fen hat. Jedoch überschreitet sie die Grenzen des ihr ge­
setzlich eingeräumten Tätigkeitsbereichs, wenn sie ihre Hil­
fe und Unterstützung den Mitgliedern auf der Grundlage eines 
Gebührensystems gewährt, das'unter völlig unterschiedlichen 
Voraussetzungen nur einem dem Zulassungszwang oder dem Er­
laubniszwang nach § 1 aaO unterworfenen Personenkreis ge­
stattet ist» Dabei kann es auch nicht entscheidend darauf 
ankommen, ob die Vereinigung im Ergebnis bei dieser Berech­
nungsweise aus der Leistung der Prozeßhilfe tatsächlich 
einen Gewinn -erzielt. Denn nach der Lebenserfahrung wird



• -'-I ■■

f ■-

■••■•Vvr:

durch eine derartige GefcUhrenberechnung mindestens die Nei­
gung 'begünstigt ,. aus der Rechtsbesorgungstätigkeit' ein. Ge­
schäft zu machen» Damit würden aber alle diejenigen Gefah­
ren für die Rechtssuchenden heraufbeschworen, die den Gesetz-;
geben dazu bewogen haben, die geschäftsmässige Rechtsbesor- . 
gungstätigkeit grundsätzlich unter Erlaubniszwang zu.stellend 
Wenn die berufsständischen Vereinigungen in Art 1 § 7 aaO 
von diesem Erlaubniszwang befreit worden sind, so eben nur 
deshalb, weil und soweit eine echte Betreuungstätigkeit>:.. 'Wh';'- '".;i ' . "fh';';- ,■ ■ ... • '? •. - - ■ •_ R \.R ... =• ' ;*)m
solche Gefahren von vornherein auszuschliessen schien» Die- 7 
ses Privileg verliert aber seinen Sinn, wenn eine Vereini­
gung durch die Art, wie das Entgelt für ihre Tätigkeit ge­
regelt wird,1 die :gleiche Gefahrenlage schafft, der bei den Vuinichtprivilegierten Personen und Vereinigungen durch den Er-.J 
laubniszwäng entgegengetreten werden soll»

Da die Beklagte zu 3) in ihrer Satzung die für Rechts- 
beistände geltenden Gebühren beansprucht, macht sie sich 
nach alledem hierdurch eines Verst’osses gegen Art 1 § 1 aaO,
§ 823 Abs 2 BGB schuldig» Sie ist daher zur Unterlassung 
verpflichtet, soweit sie ihre Mitglieder gegen Berechnung 
von Gebühren für Rechtsbeistände durch die Beklagten zu 1) 
und .2) beraten oder vor Gericht vertreten läßt» Auf eine '■■WBA 
Prüfung der frage, in welcher Weise sie ihrerseits die Ver-ßm 
rechnung der Gebühren mit ihren Syndici, den Beklagten zu 
1) und' 2) ', -vornimmt, kommt es nicht an» Die Unzulässigkeit 
des geschäftsmässigen Auftretens der Beklagten zuv3) bleibt 
von dieser nur internen Regelung unberührt,. Auch ist es ohne! 
Bedeutung, ob die Beklagten zu 1) und 2) zu ihr in einem 
festen Anstellungsverhältnis stehen oder nur als sogenannteg 
ehrenamtliche Mitarbeiter anzusehen sind»

Da unbedenklich davon ausgegangen werden kann, daß den“1



Beklagten zu 1) und 2) die Satzung des Beklagten zu 3) be­
kannt ist, haben sie sich als Mittäter oder Gehilfen gleich
* falls'eines'rechtswidrigen'Verstosses gegen § 823 Ahe' 2 BGB 
schuldig-geraacht . und sind daher, ebenso wie der Beklagte
zu . 3) , ■ zurUnterlassung verpf 1 ichtet 't2U ; U ''32Un'u,2u

Unter den dargelegten Umständen Bedarf es keiner Prii- 
. fung mehr, ob def Klageansprüch in dem erörterten Umfang 
auch aus andern Rechtsgründen».insbesondere unter dem Ge­
sichtspunkt eines Yerstosses gegen § 1 UnlWG, zu bejahen 
. wäre,.'

Da den Anträgen des Klägers nur in dem aus dem Urteils 
tenor ersichtlichen Umfang unter Beschränkung auf ein Ver­
bot, die Yereinsmitglieder nach Maßgabe der für Rechtsbei­
stände gültigen Gebührensätze, zu beraten und zu vertreten 
(Beklagter :.zu. 3 Bezwv an einer solchen Rechtsbesorgüng1 
mitzuwirken (Beklagte zu 1 und 2), entsprochen werden konn­
te, waren die Kosten gemäß.§ f 2 : ZPO (i wie geschehen, zu ver­
teilen«

fil'd 6 Birnbach Bock Christoph Weiss >
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